
tacheles GESUNDHEIT · 3 · September 2020 · Seite 1

tacheles
Das dbb Tarif-Magazin für 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

September 2020

3
13. Jahrgang

Seite 3



Seite 2 · tacheles GESUNDHEIT · 3 · September 2020 

xxx

Inhalt

Editorial 2

Einkommensrunde 2020 3

Tarifthemen 4

ServiceDO

Internationaler Tag der Pflege 

AMEOS

Rettungsdienst LOS

Rettungsdienst Ostprignitz-Ruppin

Branchentage 6

Rechtsprechung 7

Redaktionsschluss:  
3. September 2020

Impressum

Herausgeber: dbb beamtenbund und tarifunion,  
Bundesleitung, Friedrichstraße 169, 10117 Berlin, 
Verantwortlich: Volker Geyer, Fachvorstand Tarifpolitik
Redaktion: Ulrich Hohndorf, Arne Goodson,  
Andreas Schmalz 
Gestaltung und Satz: Jacqueline Behrendt 
Bildnachweis: Titel: Friedhelm Windmüller, Robert Kne-
schke (AdobeStock), S.2: dbb, S.3: Friedhelm Windmül-
ler, S.4: dbb, S.6: dbb, S.7: Mohamed Hassan (pixabay)
E-Mail: tacheles@dbb.de, Internet: www.dbb.de 
Verlag: DBB Verlag GmbH, Friedrichstraße 165,  
10117 Berlin, Telefon 030. 726 19 17 - 0 
Anzeigen: DBB Verlag GmbH, Mediacenter, 
Dechenstraße 15 A, 40878 Ratingen, 
Telefon: 02102. 740 23 - 0, Fax: 02102. 740 23 - 99, 
mediacenter@dbbverlag.de
Anzeigenleitung: Petra Opitz-Hannen, 
Telefon: 02102. 740 23 - 715
Anzeigenverkauf: Christiane Polk, 
Telefon: 02102. 740 23 - 714
Preisliste 18, gültig ab 1. Oktober 2018

Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen! 

Ein Phänomen kurz vor Ein-
kommensrunden besteht 
darin, dass die Arbeitgeber, 
die von der anstehenden 
Einkommensrunde gerade 
nicht betroffen sind, sich 
vergleichsweise leicht damit 
tun, arbeitnehmerfreund-
liche Positionen einzuneh-
men. Das kostet nicht viel 
und gilt natürlich ein Jahr 

später nicht mehr. Kürzlich las ich im Berliner Tagesspiegel ein Interview mit Bayerns 
Ministerpräsidenten Markus Söder. Der sagte dort: „Dabei brauchen wir eine bessere 
Bezahlung der Pflegekräfte und mehr Personal im öffentlichen Gesundheitsdienst.“
Kaum vorstellbar, dass jemand aus dem kommunalen Bereich derzeit solch ein State-
ment raushauen würde. 
Ist Söders Erkenntnis deshalb falsch oder nichts wert? Sicherlich nicht! Ich denke 
auch, dass er als verantwortlicher Ministerpräsident, dessen Bundesland in beson-
derer Weise von der Pandemie betroffen war und ist, hier sensibilisiert ist. Es ist 
sicherlich auch nicht so, dass kommunal Verantwortliche aktuell die Augen vor den 
Problemen verschließen, die Corona aufgedeckt hat. 
Das Problem liegt woanders. Deutschland hat während der Pandemie viele Kompli-
mente erhalten, auch, weil sein Föderalismus oftmals passgenauere Maßnahmen 
ermöglicht hat. Wir alle haben aber auch Erlebnisse gehabt, bei denen wir die föde-
rale Vielfalt bei der Bekämpfung der Pandemie nicht mehr nachvollziehen konnten. 
Im Gesundheitswesen gibt es nicht nur kommunale und Landeskrankenhäuser, es 
gibt auch zahlreiche private Anbieter, für die Krankenhäuser ein Investment sind, das 
Rendite abwerfen muss. Diese Vielfalt wird dann fragwürdig, wenn ein gemeinsames 
Konzept und Klarheit darüber fehlt, was der deutsche Sozialstaat im Gesundheitsbe-
reich leisten will und leisten kann.
Die VKA versteckt sich aktuell hinter ihrer schwierigen Finanzsituation. Das wird sie 
nicht lange durchhalten. Gerade Corona verlangt neue Antworten. In vielen länd-
lichen Regionen wird der Kampf um die mögliche Schließung kleiner – unrentabel 
genannter – Krankenhäuser jetzt neu geführt, oftmals auch von engagierten Bürge-
rinnen und Bürgern. Wir brauchen Konzepte und wir brauchen – und das ist nichts 
Neues – mehr Personal, bessere Arbeitsbedingungen und ein attraktiveres Einkom-
men. Genau darüber wollen wir in der Einkommensrunde reden. 
An die Adresse einer jeden Leserin, eines jeden Lesers und eines jeden Mitglieds: 
Dabei müsst Ihr uns unterstützen. Unsere Stimme wird besser gehört, wenn klar ist, 
dass Ihr hinter uns steht.

Mit freundlichen Grüßen

Volker Geyer

Editorial
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„Mut, Fantasie und Willen zum Kom-
promiss – ohne das geht es nicht, ohne 
das werden wir kein Ergebnis hinbekom-
men“, resümierte dbb Chef Ulrich Silber-
bach nach dem Auftakt zur Einkommens-
runde 2020 mit Bund und Kommunen am 
1. September 2020 in Potsdam. „Immer-
hin haben die Kommunen heute nicht wei-
tere Maximalforderungen aufgestellt, wie 
zuletzt in zahlreichen Medienstatements“, 
fährt Silberbach fort, „aber vor allem bei 
der Laufzeit hängen sie immer noch Illusi-
onen nach. Sie haben auch einige Gegen-
forderungen erhoben, so zum Beispiel 
beim leidigen Thema Arbeitsvorgang. Es 
war nicht alles schlecht heute, aber die 
VKA, anders als der Bund, spielt auf Zeit. 
Das gilt zum Beispiel für die Forderung 
nach einer langen Laufzeit.“ 

Eine Nullrunde steht im Raum

Vor der Verhandlungskommission des dbb 
machte Silberbach deutlich: „Wir brau-
chen konzentrierte Sacharbeit. Deshalb 
haben wir auch zwei spezielle Verhand-
lungstische für die Bereiche Pflege und 
Sparkassen eingerichtet. Aber wir müssen 

auch jetzt schon anfangen, mit Aktionen 
zu zeigen, dass wir nicht bereit sind, für 
die Sanierung der öffentlichen Haushalte 
aufzukommen.“ 
Schon vor dem Potsdamer Auftakt hatte 
die VKA die gewerkschaftlichen Forderun-
gen „als völlig überzogen und falsches Sig-
nal“ gebrandmarkt. „Dabei haben sie sich 
teilweise zu sehr verstiegenen Berechnun-
gen hinreißen lassen“, berichtet dbb Tarif-
chef Volker Geyer. In einer Presseinfo der 
VKA vom 25. August 2020 wird zum Bei-
spiel vorgerechnet, wie viel die Ost-West-
Angleichung bei der Arbeitszeit kostet. 
„Von 330 Millionen ist da die Rede“, so 
Geyer weiter. „Was die VKA dabei völlig 
verkennt: Seit 30 Jahren haben ihnen die 
Beschäftigten zwischen Rostock und Zwi-
ckau jetzt schon Kredit in Form von Mehr-
Arbeitszeit gewährt. Jetzt, rund um die 
Feiern zu ‚30 Jahre Deutsche Einheit‘ mit 
solch einer Rechnung daherzukommen, ist 
schon reichlich provokant.“ 

Coronagerechte Aktionen planen

Geyer machte vor der Verhandlungskom-
mission klar, dass die Beschäftigten nun 

Schwieriger Auftakt zur Einkommensrunde

Die VKA spielt auf Zeit
gefragt sind. „Zeigt der Öffentlichkeit, 
zeigt den Kolleginnen und Kollegen, die 
noch abseitsstehen, und zeigt den Arbeit-
gebern, dass wir coronagerechte Aktio-
nen durchführen können, und dass wir 
nicht bereit sind, Nullrundendiktate hin-
zunehmen!“
Der dbb wird unter www.dbb.de/einkom-
mensrunde über den Fortgang der Tarif-
verhandlungen (zweite Verhandlungs-
runde am 19. / 20. September 2020) sowie 
mögliche Aktionen berichten. 

Die Kernforderungen 
des dbb lauten
- Erhöhung der Tabellenentgelte um 

4,8 Prozent, mindestens 150 Euro, 
bei einer Laufzeit von 12 Monaten

- Erhöhung der Ausbildungs- und 
Praktikantenentgelte um 100 Euro 

Weiterhin will der dbb

- Angleichung der Arbeitszeit Ost an 
West im kommunalen Bereich

- Einrichtung eines „Verhandlungsti-
sches Pflege“ zur Verbesserung der 
Arbeits- und Entgeltbedingungen 
im Pflegebereich

- Verlängerung und Verbesserung 
des Tarifvertrags zur Gewährung 
von Altersteilzeit

- Der öffentliche Dienst braucht Ent-
lastung. Das gilt nicht erst seit der 
Corona-Krise. Deshalb fordern 
wir zusätzliche freie Tage für den 
öffentlichen Dienst.

- Eine verbindliche Zusage zur Über-
nahme der Azubis

- Nahverkehrsticket für alle Azubis
- Einbeziehung der praxisintegrierten 

Dualstudiengänge in den TVSöD
- Zeitgleiche und systemgerechte 

Übertragung des Volumens auf den 
Bereich der Bundesbeamten 

- Reduzierung der 41-Stunden-Woche 
im Bereich der Bundesbeamten

Potsdam, 1. September 2020 Potsdam, 1. September 2020 Potsdam, 1. September 2020

dbb Verhandlungsführer Ulrich Silberbach vor den Verhandlungen
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Die Mitgliederversammlung der komba 
gewerkschaft Ortsverband Dortmund hat 
am 30. Juli 2020 gemeinsam mit dem dbb 
beschlossen, die Tarifverhandlungen mit 
der ServiceDO gGmbH bis Ende 2021 aus-
zusetzen. Zuvor hatte die Arbeitgeber-
seite im vierten Verhandlungstermin am 
23. Juli 2020 zugesichert, dass es für die 
Jahre 2020 und 2021 lineare Entgelter-
höhungen für die Beschäftigten der Ser-
viceDO gGmbH geben wird.

Aktuelle Situation

Die Corona-Pandemie hat auch die Klinik-
welt verändert. Derzeit ist das finanzielle 
Ausmaß nicht abschätzbar und es beste-
hen unkalkulierbare Risiken. Fakt ist, dass 
wir momentan Krisenzeiten erleben. Fakt 
ist aber auch, dass die Beschäftigten der 
ServiceDO gGmbH tagtäglich dazu bei-
tragen, dass unser Gesundheitssystem 
besonders in diesen außergewöhnlichen 

ServiceDO 

Entgelterhöhungen für 2020 und 2021 gesichert
Zeiten funktioniert. Der Einsatz der Kolle-
ginnen und Kollegen muss honoriert wer-
den!

Entgelterhöhungen

Trotz Aussetzen der Tarifverhandlungen 
hat das gewerkschaftliche Engagement 
Wirkung gezeigt. Die Arbeitgeberseite 
hat zugesagt, die einseitig aufgestellten 
Entgelttabellen der Arbeitgeberin linear 
zu steigern. Die Beschäftigten der Ser-
viceDO gGmbH erhalten rückwirkend 
zum 1. Januar 2020 monatlich 6 Prozent 
mehr Geld. Zum 1. Januar 2021 wird es 
dann nochmal eine lineare Erhöhung der 
Entgelttabellen um 4 Prozent geben.

Wir lassen nicht locker!

dbb und komba bleiben aber weiterhin 
bei der Forderung, das Entgeltniveau der 
Beschäftigten der ServiceDO gGmbH mit-
telfristig an das Entgeltniveau des TVöD 
anzupassen. Mit diesem Ziel werden die 
Tarifverhandlungen Ende des Jahres 2021 
fortgesetzt. 

Der Internationale Tag der Pflege wird 
jährlich am 12. Mai begangen. Der Tag 
erinnert an den Geburtstag der briti-
schen Krankenpflegerin und Pionierin der 
modernen Krankenpflege, Florence Nigh-
tingale. Dies nahm die GeNi – Gewerk-
schaft für das Gesundheitswesen zum 
Anlass, allen Beschäftigten im Gesund-
heitswesen „Danke“ zu sagen und über 
die weiteren Entwicklungen in Bezug auf 
die so genannte Pflegezulage zu infor-
mieren. „Unsere Pflegekräfte setzen sich 
in Krankenhäusern, Pflegeeinrichtungen 
und bei der Pflege zu Hause tagtäglich 
unermüdlich für Menschen ein, die Hilfe 
benötigen. Pflegerinnen und Pfleger sind 
eine tragende Säule unserer Gesundheits-
versorgung“, erläutert der GeNi-Vorsit-

zende Jens Schnepel. Er ergänzt: „Dafür 
verdienen sie Anerkennung und Dank, vor 
allem aber gute Ausbildungs- und Arbeits-
bedingungen und eine angemessene 
Bezahlung. Klatschen und gute Worte rei-
chen bei weitem nicht!“

Corona-Bonus für Altenpflege

Die Bundesregierung billigte am 29. April 
2020 in ihrer Kabinettssitzung den Vor-
schlag von Gesundheitsminister Jens 
Spahn und Arbeitsminister Hubertus Heil 
zum Corona-Bonus in Höhe von bis zu 
1.500 Euro. Dieser Beschluss gilt nur für 
den Bereich Altenpflege (stationär und 
ambulant) und nicht für andere Pflege-
bereiche. 
„Die GeNi wird sich für weitere Verbes-
serungen bei den Arbeitsbedingungen 
einsetzen. Bereits jetzt haben wir unse-
rer Dachorganisation, dem dbb, zurück-
gemeldet, dass wir keine Einmalzahlung 

12. Mai –  Internationaler Tag der Pflege

GeNi sagt den Beschäftigten Danke
favorisieren, sondern spürbare und nach-
haltige Ergebnisse in Bezug auf die Bezah-
lung im Gesundheitsbereich fordern“, 
bringt es Jens Schnepel auf den Punkt. 
In Bezug auf das Land Niedersachsen 
führt er aus: „Die Corona-Krise hat das 
Land weiter im Griff, deshalb ist es noch 
nicht gelungen die im Haushalt veran-
kerte ‚Pflegezulage‘ für die Kolleginnen 
und Kollegen in den psychiatrischen Klini-
ken zur Auszahlung zu bringen.“ Die GeNi 
ist weiterhin mit den Landtagsfraktionen 
im Gespräch. Die bereits geplanten Ter-
mine der Besuche in den Häusern sind 
allerdings der Corona-Krise zum Opfer 
gefallen. Der niedersächsische Finanzmi-
nister Reinhold Hilbers hat mittlerweile 
mitgeteilt, dass es keine Lösung über 
die Tarifgemeinschaft deutscher Länder 
geben wird. Aus diesem Grund arbeiten 
sowohl die SPD, als auch die CDU an ande-
ren Lösungen. Das Geld ist für die Pflege-
kräfte in der Psychiatrie im Haushalt ein-
gestellt, bekräftigten beide. 
Die GeNi hat deshalb den internationa-
len Tag der Pflege genutzt und die Poli-
tik erneut aufgefordert, endlich zu einer 
Lösung zu kommen. 

Vortrag bei der Mitgliederversammlung
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Kommissionen von dbb (handelnd für 
seine Fachgewerkschaft GeNi) und ver.di  
am 22. Juni 2020 erneut mit AMEOS 
über eine neue Entgeltordnung (EGO) 
diskutiert. Analog den Gesprächen vom 
14. Januar 2020 über den Pflegebereich 
haben wir den therapeutischen Bereich 
(zum Beispiel Ergotherapie, Kunstthera-
pie, Physiotherapie) inhaltlich behandelt. 
Aufgrund des Umfangs der Materie ist ein 
langer Atem notwendig.
Die Mitglieder der Tarifkommissionen 
haben den Ist-Stand der aktuellen Ein-
gruppierungen zusammengetragen und 
der Arbeitgeberseite ihre Forderungen 
und Vorstellungen übermittelt. Die wie-
derum hatte Gegenvorschläge einge-
reicht. 
Im therapeutischen Bereich liegen wir 
scheinbar nicht so weit auseinander.

Wo liegen die Knackpunkte?

Gerade im Bereich der Pflege bestehen 
große Differenzen zwischen beiden Sei-
ten. Außerdem stellte die Arbeitgeber-
seite immer wieder unmissverständlich 
klar, dass der erste Schritt der neuen Ent-
geltordnung kostenneutral zu erfolgen 
habe. 
Die Gewerkschaftsmitglieder bleiben bei 
ihrer Forderung nach einer neuen Entgelt-
ordnung, die sich am TVöD orientiert.

Wie geht es weiter?

- 28. September 2020: Erneutes Zusam-
mentreffen mit den Arbeitgebern, um 
die fehlenden Berufsgruppen durchzu-
sprechen.

- 30. Oktober 2020: Voraussichtliche Ver-
handlungen zu allen Teilen der EGO. 

AMEOS Klinika Hildesheim / Hameln und Osnabrück

Verhandlungen zur neuen Entgeltordnung

Am 21. August 2020 hat sich der dbb, han-
delnd für seine Fachgewerkschaft komba, 
mit der Geschäftsführung der Rettungs-
dienst im Landkreis Oder-Spree GmbH 
zum fünften Verhandlungstermin getrof-
fen. Die Arbeitgeberseite hat erstmals 
ihre Forderung zu einem neuen Hausta-
rifvertrag vorgestellt. 

Forderung der Arbeitgeberseite

In dem Verhandlungstermin hat die 
Geschäftsführung vorgetragen, dass sie 
dem 24-Stunden-Dienst im Rettungs-
dienst im Landkreis Oder-Spree kritisch 
gegenübersteht. Durch diesen würden 
zu viele Probleme auftreten. Es müsse 
eine neue tarifliche Lösung gefunden 
werden, so die Geschäftsführung. Daher 
schlägt der Verhandlungspartner vor, 
eine Arbeitszeitregelung einzuführen, die 
lediglich einen 12-Stunden-Dienst vor-
sieht.  

Unsere Forderung

Die Verhandlungskommission hat den 
Vorschlag der Arbeitgeberseite ausführ-

lich diskutiert und sich einstimmig gegen 
die Abschaffung des 24-Stunden-Diens-
tes entschieden. Eine Verlängerung der 
Arbeitszeit soll es nur mit einem 24-Stun-
den-Dienst geben. Dies hat der dbb der 
Arbeitgeberseite am Verhandlungs-
tisch auch unmissverständlich deutlich 
gemacht. Zudem hat sich die Geschäfts-
führung des Rettungsdienstes bisher 
noch nicht zu den bereits erhobenen For-
derungen geäußert. dbb und komba ver-
langen unter anderem die Erhöhung der 
Reisekostenpauschale für einen Einsatz 
außerhalb des Wachbereichs sowie einen 
Zuschlag in Höhe von 30 Prozent für das 
„Holen aus dem Frei“. Bis zum nächsten 
Verhandlungstermin erwarten dbb und 
komba von der Arbeitgeberin eine Stel-
lungnahme zu den Forderungen. 

Weitere Schritte

dbb und komba halten an den Forderun-
gen fest und setzen sich dafür ein, dass 
es weiterhin einen 24-Stunden-Dienst im 
Rettungsdienst im Landkreis Oder-Spree 
geben wird. Die Verhandlungen werden 
am 26. Oktober 2020 fortgesetzt. 

Rettungsdienst LOS

Arbeitgeberin hat 24-Stunden-Dienst zur 
Diskussion gestellt

Die Einigung für die Beschäftigten im Ret-
tungsdienst und Materialtransport bei 
der PRO Klinik Holding GmbH steht. dbb 
und komba gewerkschaft war es möglich, 
tarifvertraglich einen fairen Kompromiss 
für die Beschäftigten zu erreichen. 

Dies bedeutet:

- Die Tariferhöhungen des TVöD 2019 
und 2020 werden nachgeholt. Das sind 
Tabellensteigerungen von bis zu 5 Pro-
zent. 

- Die künftigen Tariferhöhungen des 
TVöD werden weitergegeben. Das 
geschieht immer vorgezogen auf den 
Beginn eines jeden Jahres der Erhöhung.

- Die Nachtzuschläge steigen auf 3,25 
Euro pro Stunde.

- Schülerinnen und Schüler bekommen 
mehr Geld. Die Werte sind 1.140,69 Euro 
im ersten Jahr, 1.207,07 Euro im zweiten 
Jahr und 1.303,38 Euro im dritten Jahr.

- Wachenleitende und stellvertretende 
Wachenleitende sind Teil des Tarifver-
trags und werden eingruppiert.

Der Tarifvertrag tritt rückwirkend zum  
1. Januar 2020 in Kraft. Das bedeutet eine 
Nachberechnung der Entgelte zugunsten 
der Beschäftigten.

Demografie

Leider war es in den Verhandlungen nicht 
möglich, in diesem Jahr Demografie-The-
men umzusetzen. Dies hätte das Projekt 
verzögert. Es wäre insgesamt mehr ver-
loren als gewonnen gewesen, wenn eine 
Gesamteinigung erst 2021 möglich gewe-
sen wäre. Darum besteht die Verabre-
dung, das Thema Demografie 2021 mit 
der Arbeitgeberseite erneut in einem eige-
nen Tarifwerk anzugehen. 

Bewertung

Die Tarifkommission begrüßte den gefun-
denen Kompromiss, verschließt aber auch 
nicht die Augen vor der angespannten 
Finanzlage des Klinikkonzerns. Mit dem 
Thema Sanierung wird sich die Tarifkom-
mission offen auseinandersetzen. Aktu-
ell steht die Einigung noch unter Gremi-
envorbehalt. 

Rettungsdienst Ostprignitz-Ruppin

Ziel erreicht
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Vom 8. Juli bis 20. August 2020 hatten 
die Mitglieder der dbb Fachgewerkschaf-
ten das Wort, um die Forderungsfindung 
zur TVöD-Einkommensrunde 2020 vorzu-
bereiten. 
In audiovisuellen Branchentagen haben 
der dbb Bundesvorsitzende Ulrich Silber-
bach, der stellvertretende Bundesvorsit-
zende und Fachvorstand Tarifpolitik Vol-
ker Geyer und der Zweite Vorsitzende und 
Fachvorstand Beamtenpolitik Friedhelm 
Schäfer per Videokonferenz mit den Fach-
gewerkschaften diskutiert und eventu-
elle Aktionen besprochen. Aus allen Berei-
chen des öffentlichen Dienstes konnte 
so ein Meinungsbild eingeholt werden, 
das letztlich in der von den dbb Gre-
mien beschlossenen Forderung zur Ein-
kommensrunde 2020 mündete. Natür-
lich wurde auch mit den Mitgliedern der 
betroffenen  Gesundheitsgewerkschaften 
LBB und GeNi diskutiert.

LBB – Gewerkschaft für das 
Gesundheitswesen in Bayern

Den Startschuss machte der LBB am  
8. Juli 2020. Gerade für die Beschäftig-
ten im Gesundheitswesen sind dringend 
strukturelle Verbesserungen notwen-
dig. Durch die hohe Arbeitsbelastung in 
den Krankenhäusern ist eine vernünf-
tige Freizeit- und Familienplanung für 
die Beschäftigten kaum mehr möglich, 
so ein Gewerkschaftsmitglied des LBB. 

Digitale Branchentage

Vorbereitung der Forderungsfindung zur 
Einkommensrunde 2020

Der Gesundheitsbereich muss nun end-
lich attraktiver werden. 
Zudem waren sich alle darüber einig, dass 
während der Einkommensrunde Aktio-
nen stattfinden müssen, damit wir unsere 
Forderungen gegenüber der Arbeitgeber-
seite durchsetzen können. Die diesjäh-
rigen Aktionen müssen akribischer als 
sonst vorbereitet und selbstverständlich 
coronakonform sein.

GeNi – Gewerkschaft für das 
Gesundheitswesen 

„Auf die Beschäftigten der Krankenhäuser 
ist Verlass – erst recht in der Krise“, erläu-
terte Volker Geyer anlässlich des Bran-
chentags mit den Kolleginnen und Kolle-
gen der GeNi am 12. August 2020. „Und 
sie sind zu Recht stolz auf ihre Leistun-
gen, nicht nur während der Corona-Pan-
demie“, ergänzte der GeNi-Vorsitzende, 
Jens Schnepel. 
Die Motivation der Beschäftigten lässt 
aber nach, da sie sich mittlerweile von der 
Politik im Stich gelassen fühlen. Gemein-
sam mit der GeNi lotete Geyer eventuelle 
Forderungen für die Einkommensrunde 
zum TVöD mit Bund und Kommunen aus. 
Gleichzeitig wurde auch darüber disku-
tiert, wie man den Forderungen in Akti-
onen ausreichend Nachdruck verleihen 
kann. 
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Streikrecht in der Daseinsvor-
sorge während der Corona-Pan-
demie
Während der Corona-Krise sind auch 
Streiks in Betrieben der Gesundheits-
vorsorge möglich, so das Arbeitsge-
richt Gießen im Wege einer einstweili-
gen Verfügung. Für Streiks im Bereich der 
Gesundheitsfürsorge sei zwar die Sicher-
stellung eines Notdienstes erforderlich, 
aber nicht unbedingt die Vereinbarung 
einer Notdienstvereinbarung (ArbG Gie-
ßen, Urteil vom 6. März 2020, Aktenzei-
chen 9 Ga 1/20). 

Der Fall

In dem vorliegenden Fall geht es um die 
Untersagung von Streikmaßnahmen bis 
zum Abschluss einer gemeinsamen Not-
dienstvereinbarung. Die Verfügungsklä- 
gerin betreibt zwei Labore an unterschied-
lichen Standorten. Sie übernimmt Dienst-
leistungen für Krankenhäuser und unter-
sucht dabei Proben von Patientinnen und 
Patienten. Für diese Proben gelten zeit-
liche Vorgaben, innerhalb derer sie bear-
beitet werden müssen, damit die Kran-
kenhäuser die entsprechenden Diagnosen 
stellen können. Wenn Proben nicht ord-
nungsgemäß oder im vorgegebenen Zeit-
fenster bearbeitet werden, kann eine 
Gefahr für Gesundheit und / oder Leib 
und Leben der Patientinnen und Patien-
ten entstehen. Derzeit sind insgesamt 24 
Arbeitnehmende in den Laboren der Ver-
fügungsklägerin beschäftigt. Die Arbeit-
geberin ist nicht tarifgebunden. Mitte 
Dezember 2019 forderte die Verfügungs-
beklagte, eine Gewerkschaft, die Arbeit-
geberseite zu Tarifverhandlungen auf. Hie-
rauf reagierte die Arbeitgeberseite nicht. 

Ziel der Verhandlungen ist der Abschluss 
eines Haustarifvertrags, mit dem die 
Regelungen des TVöD und des TVöD – 
Besonderer Teil Krankenhäuser auch für 
den Betrieb der Arbeitgeberin verein-
bart werden sollen. Mit Schreiben vom 
12. Februar 2020 bot die Gewerkschaft der 
Arbeitgeberin eine Notdienstvereinba-
rung an und erklärte, sich einseitig an die 
Notdienstvereinbarung zu halten, sollte 
eine Vereinbarung diesbezüglich nicht 
zustande kommen. Auch hierauf reagierte 
die Arbeitgeberin nicht. Am 28. Februar 
2020 drohte die Gewerkschaft dann mit 
der Durchführung von Streikmaßnahmen 
für den 2. und 3. März 2020. Zwischen-
zeitlich wurde ein mit dem Coronavirus 
infizierter Patient stationär in eine Klinik 
aufgenommen. Die Arbeitgeberin nimmt 
die Laboruntersuchungen für alle Patien-
tinnen und Patienten dieser Klinik, auch 
für die mit dem Coronavirus infizierten 
Patientinnen und Patienten vor. Noch am  
28. Februar 2020 beantragte die Arbeit-
geberseite eine einstweilige Verfügung 
gegen den Streik. Die Gewerkschaft 
teilte daraufhin mit, dass weiteres Perso-
nal für den Notdienst abgestellt würde, 
wenn dies wegen der Corona-Krise erfor-
derlich sei. Weiterhin hatte die Gewerk-
schaft einen Tag später mitgeteilt, dass die 
Streikmaßnahmen für eine Woche ausge-
setzt würden. Die Arbeitgeberseite war 
der Ansicht, der Streik sei mangels Not-
dienstvereinbarung zu untersagen.

Die Entscheidung

Das Arbeitsgericht entschied, dass die 
Arbeitgeberin im vorliegenden Fall keinen 
Anspruch auf Untersagung des Streiks 
hat. Der Erlass einer einstweiligen Verfü-
gung sei zwar auch im Arbeitskampf mög-

lich, setze jedoch voraus, dass die Arbeits-
kampfmaßnahme rechtswidrig ist. Nicht 
jeder Warnstreik ohne Abschluss einer 
Notdienstvereinbarung zwischen Gewerk-
schaft und Arbeitgeberseite sei aber 
rechtswidrig. Für die Rechtmäßigkeit des 
beschlossenen Warnstreiks sei die Einrich-
tung eines Notdienstes erforderlich und 
nicht der Abschluss einer Notdienstver-
einbarung. Im vorliegenden Fall betonte 
das Arbeitsgericht, dass die Laboruntersu-
chungen zur Aufrechterhaltung und Wie-
derherstellung der Gesundheit der Patien-
tinnen und Patienten notwendig waren. 
Das Erfordernis einer Notdienstvereinba-
rung bestand aber dennoch nicht. Wichti-
ger war, dass der Notdienst durchgeführt 
wurde. Das Gericht bewertete außer-
dem positiv, dass die Gewerkschaft bereit 
war, weiteres Personal für den Notdienst 
bereitzustellen, wenn es im Zuge einer 
Entwicklung durch das Coronavirus zu 
einer Erhöhung der Anzahl der Patientin-
nen und Patienten komme. Zudem stellte 
das Gericht fest, dass die Arbeitgeberin 
nicht ausreichend begründet hat, dass 
das abgestellte Personal nach der einsei-
tig aufgestellten Notdienstvereinbarung 
der Gewerkschaft nicht ausreiche. 

Das Fazit

Die Entscheidung zeigt, dass selbst eine 
epidemische Lage von nationaler Trag-
weite das Streikrecht nicht per se aus-
hebeln kann. Das Streikrecht ist ein 
Grundrecht und wurzelt tief in der Koaliti-
onsfreiheit. Dennoch ist zu beachten, dass 
es gerade im Bereich der Daseinsvorsorge 
Notdienste während eines Arbeitskampfs 
geben muss. Die Gewährleistung der Not-
dienste ist aber eine gemeinsame Aufgabe 
der Konfliktparteien. 
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Der dbb hilft!
Unter dem Dach des dbb beamtenbund und tarifunion bieten 
kompetente Fachgewerkschaften mit insgesamt mehr als 1,3 
Millionen Mitgliedern den Beschäftigten des öffentlichen Diens-
tes und seiner privatisierten Bereiche Unterstützung sowohl in 
tarifvertraglichen und beamtenrechtlichen Fragen, als auch im 
Falle von beruflichen Rechtsstreitigkeiten. Nur Nähe mit einer 
persönlichen und überzeugenden Ansprache jedes Mitglieds 
schafft auch das nötige Vertrauen in die Durchsetzungskraft 
einer Solidargemeinschaft.

Der dbb beamtenbund und tarifunion weiß um die Besonder-
heiten im öffentlichen Dienst und seiner privatisierten Bereiche. 
Nähe zu den Mitgliedern ist die Stärke des dbb. Wir informieren 
schnell und vor Ort über www.dbb.de, über die Flugblätter dbb 
aktuell und unsere Magazine dbb magazin und tacheles.

Mitglied werden und Mitglied bleiben in Ihrer zuständigen Fach-
gewerkschaft von dbb beamtenbund und tarifunion – es lohnt 
sich!

dbb beamtenbund und tarifunion 
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Friedrichstraße 169, 10117 Berlin
Telefon: 030. 40 81 - 54 00, Fax: 030. 40 81 - 43 99
E-Mail: tarif@dbb.de, Internet: www.dbb.de

 Der dbb ist das Dach 

 von 40 Gewerkschaften. 

 Eine davon ist auch in Ihrer Nähe. 


